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Der Grundsatz, wonach Entscheidungsprozesse in demokratischen Gesellschaften 
auf der politischen und sozialen Partizipation aller ihrer Gesellschaftsmitglieder 
beruhen, genießt zwar weitestgehend Zustimmung, ist aber vielfach nicht nur un-
zureichend eingelöst, sondern in seiner Umsetzung meist auch umstritten. Denn 
was bedeutet die Gewährleistung von politischer und sozialer Partizipation konkret 
in modernen Gesellschaften? Inwieweit reicht das Recht auf politische Partizipa-
tion aus, wenn große soziale Differenzen und Spannungen innerhalb einer Ge-
sellschaft bestehen? Demokratische Staaten haben auf sehr unterschiedliche Weise 
versucht auf diese Herausforderungen zu reagieren und dabei unterschiedliche 
Formen des Zusammenspiels von allgemeinen politischen Rechten und Mechanis-
men der sozialen Sicherheit etabliert. Esping-Andersens Unterscheidung von libe-
ralen, konservativen und sozialdemokratischen Formen an Staatlichkeit verweist 
darauf, wie die für demokratische Staaten grundlegende Gewährleistung von so-
zialer Sicherheit in unterschiedlicher Weise über staatliche Institutionen realisiert 
werden kann (Esping-Andersen 1990). Soziale Sicherheit umfasst nicht nur das, 
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worauf die Individuen existentiell angewiesen sind, um Schutz vor den Widrig-
keiten des Lebens zu finden. Vielmehr ist sie auch unmittelbar eine Grundlage von 
Demokratie. Denn Gesellschaften, die sich als demokratisch verstehen, sind ohne 
ein Minimum an Wohlfahrt und sozialem Schutz unmittelbar in ihrem Bestand ge-
fährdet (Arendt 2003 (1967); Geisen 2012).

Vor dem Hintergrund der gesellschaftlichen Entwicklungen in Demokratien ha-
ben sich unterschiedliche Lösungen zur Beantwortung der Frage nach der sozialen 
und politischen Partizipation entwickelt. Gleichwohl welche Lösungen gefunden 
wurden, sie sind immer begrenzt und mit Restriktionen politischer und sozialer 
Partizipationsrechte verbunden. An diesen „Grenzen der Demokratie“ (Balibar 
1993) wird jedoch immer auch die Frage nach der Legitimität solcher Grenzen 
virulent. Dies gilt aktuell insbesondere für den Umgang mit Migration und Min-
derheiten innerhalb demokratischer Staaten. Denn Migrantinnen und Migranten 
und Minderheiten sind vielfach mit der Situation konfrontiert, dass ihnen zwar eine 
umfassende soziale Partizipation ermöglicht, hingegen die vollständige politische 
Partizipation verweigert, beziehungsweise nur unter strikten Auflagen ermöglicht 
wird. Bei den Minderheiten sind hiervon insbesondere die sogenannten „neuen 
Minderheiten“ (Hall 1994) betroffen. Während die ‚alten‘ Minderheiten diejenigen 
sind, die im Zuge der Nationalstaatenbildung offiziell als Minderheiten innerhalb 
des Nationalstaates anerkannt wurden, so bilden die Nachkommen der Migran-
tinnen und Migranten, die im Einwanderungsland aufgewachsen sind, die neuen 
Minderheiten. Zugleich gibt es auch eine wachsende Zahl von Migrantinnen und 
Migranten, insbesondere Flüchtlinge und nicht-dokumentierte Migrantinnen und 
Migranten, denen nicht nur die politische, sondern auch die soziale Partizipation in 
der Gesellschaft verweigert wird. Angesichts der Tatsache, dass das 21. Jahrhun-
dert als das Zeitalter der Migration (Castles et al. 2013) bezeichnet wird, und ins-
besondere die westlichen Industriegesellschaften aufgrund der demographischen 
Entwicklung und des sogenannten Fachkräftemangels dringend auf Einwanderung 
angewiesen sind (Anderson 2013; Ruhs und Anderson 2010), stellt die Frage der 
sozialen und politischen Partizipation von Migrantinnen und Migranten und auch 
von (neuen) Minderheiten eine zentrale Herausforderung für demokratische Ge-
sellschaften dar. Demokratien sind jedoch nicht nur angesichts dieser Entwicklung 
mit der Frage konfrontiert, welche Bedeutung Migrantinnen und Migranten sowie 
Minderheiten in der Gesellschaft haben und wie mit ihnen umgegangen werden 
soll. Vielmehr sind davon grundlegende Prinzipien von demokratisch verfassten 
Nationalstaaten betroffen: Wer soll in den politischen Prozessen zur Partizipation 
zugelassen werden und wenn ja, in welcher Weise soll das geschehen? Es haben 
sich unterschiedliche Vorstellungen und Herangehensweisen darüber entwickelt, 
wie demokratische Gesellschaften – insbesondere demokratische Nationalstaaten 
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– mit Migration und Minderheiten umgehen, beziehungsweise wie sie diesen Um-
gang gestalten wollen. Diese Varietät zu beleuchten und die Wirkungen und Folgen 
der jeweiligen Ansätze zu diskutieren, ist das Anliegen des vorliegenden Buches.

Dabei werden auch die Prämissen demokratisch verfasster Gesellschaften ei-
ner kritischen Prüfung unterzogen. Denn die Frage nach Demokratie im Kontext 
von Migration und Minderheiten zieht unweigerlich die Frage nach sich, was denn 
eigentlich unter Demokratie verstanden wird. Demokratie, verstanden als „Herr-
schaft des Volkes“, wird vielfach hinsichtlich zweier Fragen diskutiert: Erstens 
geht es um die Frage, wer unter welchen Bedingungen an den Entscheidungen 
innerhalb von sozialen Gruppen und Gesellschaften in welcher Form teilnehmen 
darf. Die Ursprünge dieser Form von Demokratie werden meist idealtypisch in 
der griechischen Antike verortet. Die Polis wird dabei als der ideale Raum des de-
mokratischen Aushandelns unter Bürgern angesehen, in der allein das bessere Ar-
gument Geltung haben sollte. Dem besseren Argument wurde ein überzeugender, 
zwingender Charakter zugeschrieben. Bis heute verkörpert die Polis das Ideal der 
westlichen Demokratie. An den politischen Prozessen in der Polis waren allerdings 
nur die Bürger Athens beteiligt. Denn die Trennung zwischen dem Oikos als dem 
Reich des Notwendigen und der Agora als dem Reich der Freiheit (Arendt 2003 
(1967)) beruhte auf dem systematischen Ausschluss von Frauen, Kindern, Skla-
ven, Arbeitenden, Handwerkenden etc. Nur unter der Bedingung, dass andere Per-
sonen die körperliche Arbeit übernehmen, konnten die Gutsbesitzer als unabhängi-
ge Bürger auf dem Marktplatz in Athen den politischen Entscheidungen nachgehen 
(Fraser 1994; Imhof und Romano 1996). Damit ist eine Bedingung für politisches 
Handeln benannt: Menschen müssen von der Notwendigkeit des Arbeitens befreit 
sein, das heißt, sie müssen ein Auskommen haben und sozial abgesichert sein. Nur 
dann können sie sich auf das Allgemeinwohl fokussieren und sind nicht an ihre 
unmittelbaren Interessen gebunden, von denen der Erhalt des Lebens der existen-
tiellste ist (Arendt 1994).

Zugleich wird Demokratie hier aber auch als ein dynamischer Prozess sichtbar. 
Denn die heutige Skandalisierung der gesellschaftlichen Verhältnisse im antiken 
Athen geschieht auch vor dem Hintergrund eines historischen Prozesses der Aus-
weitung und Entfaltung der Demokratie. Spätestens seit der Französischen Revo-
lution von 1789 wird das Recht auf Freiheit, Gleichheit und Brüderlichkeit, also 
auf gegenseitige Unterstützung und Solidarität, als ein allgemeines Menschenrecht 
angesehen. Der Ausschluss ganzer Bevölkerungsteile von der politischen Partizi-
pation, wie dies in der Antike noch der Fall war, ist heute nicht mehr so einfach 
denkbar, da die politische Partizipation als zentraler Bestandteil von demokrati-
schen Gesellschaften angesehen wird. Allerdings gilt das Recht auf Partizipation 
nur für diejenigen, die von der Gesellschaft als ihre Mitglieder anerkannt wer-
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den und als Staatsbürgerinnen und Staatsbürger gelten. Aber wie sieht es mit den 
Rechten derjenigen aus, die zwar dauerhaft an einem bestimmten Ort leben, aber 
trotzdem nicht in gleicher Weise an den politischen Prozessen beteiligt sind? Wie 
verhält es sich damit, dass Migrantinnen und Migranten sowie Minderheiten die 
politische Partizipation ganz oder teilweise verwehrt bleibt, solange sie nicht über 
das Staatsbürgerschaftsrecht des Einwanderungslandes verfügen? Oder grundsätz-
licher, wer soll und kann mit welchem Recht andere Personen in demokratischen 
Gesellschaften von den politischen Entscheidungsprozessen abhalten beziehungs-
weise ausschließen?

Damit ist zweitens die Frage nach den angemessenen und legitimierbaren Ver-
fahren der demokratischen Entscheidungsfindung verbunden (Schmidt 2006): Für 
den Liberalismus ist die Entscheidung über Mitgliedschaft und politische Zugehö-
rigkeit zentrales Recht der politischen Gemeinschaft. Begründet wird dies damit, 
dass politische Gemeinschaften notwendig begrenzt seien (Thaa 2003). Kritiken 
dieser liberalen Auffassung finden sich vor allem auf Seiten des Kosmopolitismus, 
der für ein freies, unabhängig vom Einwanderungsland geltendes Aufenthaltsrecht 
mit vollständigen Partizipationsrechten eintritt (Benhabib 2008). Die republikani-
sche Position liegt quer zu diesen Positionen. Gegen die Gefahr einer Verstetigung 
einer fehlenden politischen Zugehörigkeit setzt die republikanische Position das jus 
solis, also dass die Person Bürgerin respektive Bürger eines Landes ist, auf dessen 
Territorium sie respektive er geboren ist. Anders als in der (national-)konservativen 
Position, die auf dem jus sanguinis, also der Vererbung der Staatsbürgerschaft über 
Generation beharrt, erfolgt damit im Generationenverlauf zwar eine automatische 
politische Inkorporation, gleichzeitig wird jedoch das Recht der Republik aufrecht 
erhalten, darüber bestimmen zu können, wer sich auf seinem Territorium befinden 
darf (Todd 1998). Während der Republikanismus eine fundamentale Orientierung 
an der Volkssouveränität sieht, geht der Liberalismus von den Menschenrechten 
und der nationalstaatlichen Verfassung als Basis des gerechten Zusammenlebens 
aus. Mit dem deliberativen Demokratiemodell lieferte Habermas eine theoretische 
Vorlage, welche die Vorteile beider Modelle zusammenbringt und die deliberative 
Aushandlung als Grundlage demokratischer Entscheidungen begründet (Habermas 
1996 (1992)). Damit wird der Problematik Rechnung getragen, dass nicht nur die 
politischen Entscheidungen, sondern auch die Verfahrensschritte demokratischen 
Kriterien zu genügen haben. Auch die Verfassung wird als immer nur vorläufig 
verankert betrachtet und kann erneut den demokratischen Aushandlungen und Ent-
scheidungsprozessen zugeführt werden.

Weil sich demokratische Gesellschaften vor allem als Nationalstaaten konkre-
tisieren, stellen sich aktuell zentrale Herausforderungen rund um das Verhältnis 
von Migration und Demokratie: Die Rolle von Nationalstaaten verändert sich un-
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ter den Bedingungen von Globalisierung. Dabei treten vor allem Fragen im Zu-
sammenhang von politischer Handlungsfähigkeit und ökonomischer Regulation 
in den Mittelpunkt, insbesondere auch von finanzökonomischer Regulation ange-
sichts der globalen Finanzkrisen (Hartmann et al. 2009). Damit verbunden sind die 
verstärkten Bemühungen, wirksame Regelungen von Migration und Mobilität auf 
supranationaler Ebene aufzustellen, um eine stärkere Kontrolle von Migrations-
bewegungen zu erreichen. Insbesondere die Etablierung regionaler Migrationsre-
gime, die beispielsweise eine sogenannte Regionalisierung von Fluchtmigration 
anstreben oder eine Selektion der Migration nach den Interessen des Einwande-
rungslandes ermöglichen, sind Zeichen davon. In diesem Zusammenhang sind 
etwa die erwünschte Einwanderung Hochqualifizierter aus sogenannten Drittstaa-
ten und die Grenzsicherungsregime an den EU-Aussengrenzen zu nennen, die vor 
allem eine unerwünschte und unkontrollierte Einwanderung verhindern sollen. Für 
dieses Grenzsicherungsregime wird kritisch bereits seit den 1980er Jahren das Bild 
der „Festung Europa“ verwendet (Surber 2012). Wie das Bild der Festung verdeut-
licht, geht es nicht um die Schließung von Grenzen, sondern vielmehr um ein fle-
xibles, an den Interessen der Festungsbewohnenden orientiertes Grenz- und Mig-
rationsregime. Die Umsetzung von Migrationsregimen ist jedoch stark an koopera-
tionsfähige und kooperationswillige Staaten in der Peripherie gebunden. Im Zuge 
des Arabischen Frühlings, der die Herrschaft von einigen despotischen Regimen in 
Nordafrika beendet hat – etwa in Libyen, Tunesien oder Ägypten, allerdings immer 
noch mit ungewissem Ausgang (Todd 2011) – haben sich die Bedingungen für 
eine migrationspolitische Zusammenarbeit grundsätzlich verändert. Im Kontext 
von Migration und Demokratie stellen sich in Bezug auf die Zusammenarbeit von 
demokratischen Gesellschaften mit despotischen Regimen zur Migrationskontrolle 
und Migrationssteuerung Fragen zu derer demokratischen Legitimität als auch zur 
Positionierung demokratischer Gesellschaften in gesellschaftlichen Umbruchpro-
zessen, die vielfach mit Fluchtmigration einhergehen. Welche Haltung wird hier 
von demokratischen Gesellschaften eingenommen? Unter welchen Bedingungen 
werden Aufnahme und Unterstützung gewährt? Werden über eine liberale Migrati-
onspolitik Wege zur Entschärfung von Kriegs- und Krisensituationen gesucht oder 
werden Politiken der Abschottung verstärkt?

Wo Migrationsfragen gesellschaftlich nicht oder nur unzureichend gelöst wer-
den, zeigt sich aber auch eine andere Gefahr für demokratische Gesellschaften. 
Dabei geht es weniger um die Frage, inwieweit das Migrationsgeschehen selbst 
hierfür verantwortlich ist, oder ob es eher die Funktion eines Sündenbocks für 
andere Problemlagen einnimmt. Fakt ist jedoch, dass beispielsweise in vielen eu-
ropäischen Ländern ein politischer Rechtsrutsch zu konstatieren ist, welcher in den 
vergangenen Jahren zu einem Erstarken rechter Parteien geführt hat, die mit Vehe-
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menz eine Stärkung der nationalstaatlichen Souveränität einfordern. Dabei fokus-
sieren sie vor allem auf eine Stärkung der nationalstaatlichen Rechte insbesondere 
gegenüber supranationalen Zusammenschlüssen wie der Europäischen Union und 
auf eine strengere Migrationskontrolle bis hin zu einer Null-Einwanderungspolitik. 
Angesichts dieser Forderungen haben viele Staaten mit einer repressiven Asyl- und 
Migrationspolitik auf das Erstarken rechter Parteien und des rechten Wählerpoten-
tials reagiert. Ausdruck hiervon sind beispielsweise die aktuellen Volksentscheide 
in der Schweiz1, welche unter anderem zu einer Debatte um die Legitimität direkt-
demokratischer Verfahren geführt haben (Binswanger 2010; Ringger 2008).

Vor dem Hintergrund der aufgespannten Themen und unterschiedlichen Aspek-
ten setzt sich der Band mit Fragen nach der Bedeutung und Wirkung von Migration 
für demokratische Gesellschaften auseinander. Die vorliegenden Beiträge befassen 
sich dabei mit theoretischen und historischen Systematisierungen von Migration 
und Demokratie, mit Thematiken von Staatsbürgerschaft und politischer Partizipa-
tion, sowie mit Fragen von Zivilgesellschaft und Bildungsprozessen.

In einem ersten Teil werden theoretische und historische Systematisierungen 
des Verhältnisses von Migration und Demokratie im Zusammenhang mit Minder-
heiten aufgegriffen. Alastair Davidson beschäftigt sich mit dem Verhältnis von 
Demokratie und Menschenrechten im Kontext globaler Migrationsbewegungen. 
Er vertritt die These, dass das Versprechen der Demokratie, Menschen zu Rechten 
zu verhelfen, historisch versagt hat. Dies gilt insbesondere in einer durch Massen-
migration geprägten Weltgesellschaft. Dabei sind es die demokratischen Prozesse 
selbst, an die Demokratien unabwendbar gebunden sind, die sich aber gleichzeitig 
als Hindernis für die Demokratie erweisen. Denn sie verhindern die Aufrechter-
haltung des Rechts für alle Menschen, da sie nicht mehr in der Lage sind, den 
aktuellen Herausforderungen Rechnung zu tragen. Angesichts dieser Problemlage 
fordert Davidson eine kritische Überprüfung und Revision der bestehenden Parti-
zipationsformen in den demokratischen Gesellschaften.

Die Frage nach den Grenzen von Demokratie steht im Mittelpunkt des Beitrags 
von Albert Scherr. Unter Bedingungen fortgeschrittener Globalisierung sind ein 
tradiertes Verständnis von Demokratie als Regierungsform nationalstaatlich ver-
gesellschafteter Bürgerinnen und Bürger sowie die Annahme einer konstitutiven 
Verschränkung von Menschenrechten und Demokratie in Frage gestellt. Denn im 

1 Hierzu lassen sich die folgenden eidgenössischen Volksinitiativen nennen: Die Initiative 
zum Verbot des Baus von Minaretten wurde am 29. November 2009 mit 57,5 % Ja-Stimmen 
der abstimmenden Bevölkerung angenommen. Im Falle der Initiative „Für die Ausschaf-
fung krimineller Ausländer“ (28.11.2010) kam es zu einer Mehrheit von 52,3 %, während 
die Initiative zur Begrenzung der „Masseneinwanderung“ am 9. Februar 2014 mit 50,3 % 
angenommen wurde.
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Umgang mit unerwünschten Migrantinnen und Migranten werden die Grenzen der 
Demokratie als Ausschluss von staatsbürgerlichen Rechten und die Grenzen der 
Menschenrechte durch den Vorrang national gefasster Interessen sichtbar. Der Bei-
trag fragt darauf bezogen nach den Möglichkeiten einer sozialwissenschaftlichen 
Kritik, die sich der Zustimmung zu den Prämissen des gewöhnlichen Nationalismus 
verweigert und die Praxis der inneren und äußeren Grenzziehungen hinterfragt.

Der Beitrag von Thomas Geisen geht davon aus, dass die entscheidende Grund-
lage der modernen Demokratien im 19. Jahrhundert mit der Etablierung von Na-
tionalstaaten gelegt wurde. Mit dem Nationalstaat wurde allerdings ein Modell 
etabliert, das auf der Einheit von Volk, Staat und Territorium beruht und damit 
auf einer weitgehenden Kontinuität von Bevölkerung innerhalb eines Landes. Den 
Anforderungen nach sozialer und politischer Partizipation in hochmobilen Migra-
tionsgesellschaften wird der Nationalstaat nicht mehr gerecht. Insbesondere Mi-
grantinnen und Migranten sind in den modernen Gesellschaften lange Zeit oder 
sogar dauerhaft von der politischen Partizipation ausgeschlossen. Geisen diskutiert 
die Konsequenzen dieser Grenzen der Demokratie und fragt nach Möglichkeiten 
einer Demokratisierung der Gesellschaft.

Die Auseinandersetzung mit dem Verhältnis von Entdemokratisierung und Mi-
gration steht im Mittelpunkt des Beitrags von Philipp Eigenmann und Tobias Stu-
der. Sie werfen dabei einerseits einen Fokus auf ein prozessorientiertes Verständ-
nis von Demokratie und andererseits auf das soziale Handeln, welches jenseits 
institutionalisierter Formen von Demokratie stattfindet. Damit wird Staatlichkeit 
und Demokratisierung in ein konfliktives Verhältnis gesetzt. Ausgehend von einer 
historischen Analyse dieser Prozesse machen Eigenmann und Studer einen Vor-
schlag, wie jenseits von Identitätskonstruktionen an der Idee des Gemeinsamen als 
Basis von Demokratie gearbeitet werden kann.

Im zweiten Teil geht es um Thematisierungen von Staatsbürgerschaft und poli-
tischer Partizipation im Kontext von Migration und Minderheiten. Ausgangspunkt 
dieser Beiträge ist die Tatsache, dass demokratische Gesellschaften ihre grund-
legenden politischen Beteiligungsrechte über den Erwerb der Staatsbürgerschaft 
regeln. Darüber hinaus existieren aber auch weitere rechtliche Regelungen, etwa 
im Ausländer- und Asylrecht, welche gerade die Migrantinnen und Migranten hin-
sichtlich ihrer politischen Partizipation einschränken. Die Frage nach politischer 
Partizipation ist jedoch nicht alleine über die Gewährung von Staatsbürgerrechten 
zu beantworten. Es ist durchaus fraglich, inwieweit eine politische Zugehörigkeit 
qua Staatsbürgerschaft ausreicht, um in demokratischen Gesellschaften in ange-
messener Form mitbestimmen zu können. So können beispielsweise unter der Be-
dingung des Mehrheitsprinzips Rechtsansprüche von Minderheiten nicht immer 
ausreichend gewährleistet werden. Aber auch ein umfassender Minderheitenschutz 
ist kaum in der Lage, dieses Problem angemessen und umfassend zu lösen. Zudem 
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liegt in der Fokussierung auf die Zugangsmöglichkeiten zum Erwerb der Staats-
bürgerschaft und auf einen umfassenden Minderheitenschutz die Gefahr, dass 
allein auf formale, institutionelle Beteiligungsmöglichkeiten in demokratischen 
Gesellschaften fokussiert wird. Andere Formen der politischen Partizipation und 
alternative Deutungen des demokratischen Zusammenlebens jenseits von institu-
tionalisierten Beteiligungsformen können dabei aus dem Blick geraten. Aber ge-
rade in diesen Bereichen werden wichtige Grundlagen für die politische Partizi-
pation gelegt, gerade hier findet Lernen und Bildung für die Demokratie statt. In 
diesem Zusammenhang ist auch zu fragen, welche Bedeutung dem Zusammenspiel 
von sozialem und politischem Engagement in demokratischen Gesellschaften zu-
kommt.

In einem ersten Beitrag hierzu, untersucht Gwendolyn Gilliéron die Staatsbür-
gerschaftsmodelle in Schweden und in der Schweiz. Dabei zeigt sie am Beispiel 
von türkischen Migrantinnen und Migranten auf, wie die unterschiedlichen Inte-
grationsmodelle der beiden Länder die Möglichkeitsstrukturen auch noch für die 
Nachkommen von Migrantinnen und Migranten beeinflussen. Die liberale Integ-
rationspolitik Schwedens führt dazu, dass die Staatsbürgerschaft zunehmend eine 
Formalitätssache wird. Die tendenziell republikanische Integrationspolitik in der 
Schweiz hat zur Folge, dass die Staatsbürgerschaft in ihrer sozialen Dimension 
weiterhin ein einflussreiches Instrument für den Integrationsverlauf ist.

Daran anschließend fokussiert Luicy Pedroza die Frage, inwiefern staatliche 
Migrationsregimes die Ideale demokratischer Staatsbürgerschaften beeinträch-
tigen können. Sie argumentiert dabei, dass restriktive Migrationsordnungen in 
scharfem Kontrast zu demokratischen Staatsbürgerschaftsmodellen stehen, gerade 
wenn die Erlangung von Staatsbürgerrechten mit unüberwindbaren Hindernissen 
verbunden ist. Im Umkehrschluss bedeutet dies, dass ein Vorrang einer restriktiven 
Migrationspolitik auf Kosten demokratischer Ideale umgesetzt wird.

Gilberto Rescher diskutiert auf Grundlage seiner ethnographischen Feldfor-
schung im Valle del Mezquital in Zentralmexiko, wie transnationale Migration zu 
einer veränderten politischen und gesellschaftlichen Position indigener Dorfge-
meinschaften beitragen kann. Der Befund, dass Indigene im Kontext von trans-
nationalen Netzwerken eine selbstsicherere Position gegenüber externen Akteuren 
einnehmen konnten, insbesondere gegenüber Politikerinnen und Politikern und 
Repräsentanten des Staates, ist insofern bemerkenswert, als Indigene üblicherwei-
se von multidimensionaler Diskriminierung betroffen sind und ihnen daher selten 
die nötige Handlungsmacht zugeschrieben wird, sich politisch zu emanzipieren.

Mit der Frage der konkreten Umsetzung der Partizipation von Minderheiten 
beschäftigt sich der Beitrag von Kàtia Lurbe i Puerto. Sie stellt ein Integrations-
projekt in der Pariser Vorstadt Sénart ins Zentrum ihres Beitrags. Das Projekt ad-
ressiert Roma-Familien, um sie zur Verantwortung über die eigene Lebensführung 
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und über das gemeinsame Zusammenleben zu befähigen. In ihrer Analyse macht 
die Autorin deutlich, welche ethnischen und sozio-ökonomischen Hindernisse sich 
einer Minderheit im Prozess der sozialen und politischen Integration stellen.

Der Beitrag von Annemarie Profanter bespricht ein kommunales Partizipati-
onsprojekt für Minderheitengruppen im Südtirol, in welchem mittels Perspekti-
venwechsel und Involvierung in demokratische Entscheidungsfindungsprozesse 
Migrantinnen und Migranten, unabhängig von ihrer ethnischen Zugehörigkeit, als 
aktive, teilnehmende Subjekte wahrgenommen werden konnten. Unter kritischer 
Berücksichtigung der systemimmanenten Barrieren, welche sich dem Projekt der 
Partizipation von Minderheiten stellten, wird gleichzeitig auch das Potenzial sol-
cher Projekte verdeutlicht.

Am Beispiel der sogenannten Gastarbeitermigration in Österreich nach 1960 
zeigt Verena Lorber die Möglichkeiten und Grenzen der betrieblichen sowie po-
litischen Partizipation auf. Anhand des Aktenbestandes der österreichischen Bun-
deswirtschaftskammer vom Beginn der staatlichen Anwerbepolitik 1961 bis zur 
Einführung des „Ausländerbeschäftigungsgesetzes“ im Jahr 1976 werden der An-
werbeprozess und die Anwerbestrategien dargestellt sowie die rechtlichen Exklusi-
onsmechanismen skizziert, die sich für ausländische Arbeitskräfte ergaben.

Der dritte Teil des vorliegenden Bandes umfasst Beiträge zu Zivilgesellschaft 
und Bildungsprozessen im Kontext von Migration und Minderheiten. Damit werden 
demokratierelevante Felder und Themen jenseits der institutionalisierten Verfahren 
der politischen Partizipation in den Blick genommen. Denn in der Begrenzung der 
Demokratie auf institutionalisierte Formen werden demokratierelevante Aktivitä-
ten und Handlungen, wie sie insbesondere auch von Migrantinnen und Migranten 
und Minderheiten eingebracht werden, vielfach nicht angemessen berücksichtigt. 
Dabei nimmt zivilgesellschaftliches Engagement neben der institutionalisierten 
Form einen maßgeblichen Anteil an der Gestaltung modernder Gesellschaften. 
Es sind insbesondere Debatten um die soziale Bürgergesellschaft (Böhnisch und 
Schröer 2002; Rätz-Heinisch und Heeg 2009), welche gerade auch das politische 
Engagement von Minderheiten in den Fokus rücken. Mit dem Blick auf politische 
Einmischung, welche stets auch jenseits der über die Staatsbürgerschaft erteilten 
Teilhabemöglichkeiten stattfindet, eröffnen sich neue Perspektiven auf die Dyna-
mik demokratischer Gesellschaften. Diese Aktivitäten werden nachfolgend bezo-
gen auf spezifische Gegenstände zivilgesellschaftlichen Engagements konkreti-
siert. Dabei zeigt sich, dass diese immer auch mit Lern- und Bildungsprozessen der 
Beteiligten verknüpft sind. Bildung wird im Zusammenhang mit Demokratie eine 
prominente Rolle zugesprochen, insbesondere was das Lernen von Demokratie 
anbelangt (Negt 2010). Damit einher geht die Vorstellung mündiger Bürgerinnen 
und Bürger, die sowohl in schulischen wie auch außerschulischen Institutionen zur 
Demokratie befähigt werden sollen (Adorno 1971). Bildungs- und Erziehungspro-
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zesse bewegen sich stets im Spannungsfeld zwischen Partizipation und Ausgren-
zung. Insgesamt stellt sich hier auch die Frage nach der Bedeutung professionellen 
Handelns und Vermittelns für Demokratie(-lernen) (Geisen et al. 2013).

Die hier versammelten Einblicke in Zivilgesellschaft und Bildungsprozesse be-
ginnen mit dem Themenfeld Jugend. Wolf-Dietrich Bukow und Sonja Preissing 
diskutieren diesen Zusammenhang am Beispiel der Jugendproteste in Köln-Kalk 
vom Januar 2008. Sie machen deutlich, dass Jugendproteste auf der einen Seite als 
politische Partizipationsformen ‚bottom up‘ analytisch greifbar gemacht werden 
können. Andererseits wird eine solche ‚Einmischung‘ in Fragen der der Stadtent-
wicklung von den Kommunalbehörden oftmals nicht als solche erkannt: Behörden 
ignorieren sie vielmehr, wiegeln ab, erklären sich für unzuständig und flüchten sich 
schließlich in nationalstaatliche Argumente, statt den Dialog aufzunehmen und ad-
äquate Formen der Partizipation zu entwickeln.

Im Beitrag von Bruno Michon geht es dann international vergleichend um die 
Frage nach den unterschiedlichen Konzeptionen von Laizität bei muslimischen 
und nicht-muslimischen Jugendlichen in Deutschland und Frankreich. Anhand der 
Kopftuchdebatte an Schulen werden vier Versionen von Laizität herausgearbeitet, 
welche sich in vier Konzeptionen von Demokratie wiederspiegeln. Gleichzeitig 
macht der Autor aber deutlich, dass sich die Unterschiede der Vorstellungen mus-
limischer und nicht-muslimischer Jugendlichen durch das Entstehen einer „refle-
xiven Laizität“ relativieren.

Daran anschließend befasst sich Markus Ottersbach mit der Frage, wer denn 
eigentlich an den demokratischen Prozessen beteiligt ist. Er nimmt hierzu die diver-
sen Formen zivilgesellschaftlichen Engagements in den Blick und analysiert dies 
im Hinblick auf soziale und ethnische Diskriminierungen. Dabei wird deutlich, dass 
eine ungleiche politische Teilnahme stark durch soziale Ungleichheit bedingt ist.

Der Beitrag von Sandra Kostner fokussiert dann in vergleichender Perspektive, 
inwiefern das von Deutschland und Australien vertretene demokratische Prinzip 
der sozialen Gleichheit im Einklang mit den gesellschaftlichen Partizipationschan-
cen von Menschen mit Migrationshintergrund steht. Das unterschiedliche Selbst-
verständnis als Einwanderungsland und mono- bzw. multikulturelle Nation der 
beiden Länder ist Ausgangspunkt für eine Analyse der jeweiligen Inkorporations-
konzepte – sowohl hinsichtlich des jeweils formulierten Anspruchs wie auch der 
tatsächlichen Einlösung von Partizipationsmöglichkeiten.

Heike Mauer erkundet schliesslich die mit dem Umgang der Prostitution in Luxem-
burg in der ersten Hälfte des 20. Jahrhunderts verbundenen Machtbeziehungen, die die 
Prostitution zugleich mit Migrationsprozessen assoziieren. Sie greift hierbei Foucaults 
theoretische Überlegungen zur Thematik des Regierens auf und arbeitet in ihrem Bei-
trag die Prozesslogiken heraus, wie die Behörden mittels einer Verdachtslogik das 
gefährliche Milieu der Prostitution konstruieren und mittels des Sicherheitsdispositivs 
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die Ausweisung von Prostitutionsverdächtigen begründen, während die Migrantinnen 
versuchen, sich als integre Rechtssubjekte zu konstituieren und damit dem Risikobe-
griff des Sicherheitsdispositivs und ihrer Ausweisung zu entgehen.

Daran anschließend fokussiert Safiye Yıldız die nationalstaatlich organisierten 
Regime des Integrations- und Erziehungswissens, welche gegenüber Zugewan-
derten eine gouvernementale Regierungsform einnehmen. Die Autorin zeigt auf, 
wie diese Regimes demokratische Erziehung und Gerechtigkeit versprechen, Un-
gleichheit aber stets mitproduzieren. Gleichzeitig werden in kritischen Theorie- 
und Wissensbeständen demokratiefördernde Grundlagen von Erziehung und Bil-
dung gefunden.

Im Kontext der neueren Entwicklungen in Bezug auf den Wandel in den Er-
innerungskulturen fragt Regina Wonisch dann abschließend nach dem Status von 
Migrantinnen und Migranten als Expertinnen und Experten ihrer eigenen Ge-
schichte. In der aktuellen Museumsdebatte sind die Berücksichtigung von Mig-
rationsgeschichten und die aktive Teilhabe zugewanderter Bevölkerungsgruppen 
zentrale Fragestellungen zur Demokratisierung von Museen geworden. Museen 
durch die Hinzufügung weiterer Bevölkerungsgruppen demokratisieren zu wollen, 
ohne dabei öffentliche Debatten um die Neubewertung musealer Repräsentationen 
zu führen, ist jedoch für Wonisch wenig zielführend, da eine Integration von Mi-
grantinnen und Migranten in das Repräsentationssystem der Mehrheitskultur den 
angestrebte Perspektivenwechsel eher verhindert als ermöglicht.

Die in der vorliegenden Publikation versammelten Beiträge untersuchen in 
unterschiedlichen Bereichen und Themenfeldern Herausforderungen, die im Kon-
text von Migration und Minderheiten in demokratischen Gesellschaften bestehen. 
Dabei zeigen sich erhebliche Defizite in Bezug auf die gleichberechtigte Partizi-
pation von Migrantinnen und Migranten und Minderheitenangehörigen in demo-
kratischen Gesellschaften. Zugleich werden aber auch exemplarisch Anknüpfungs-
punkte und Möglichkeiten zur Bearbeitung von Demokratiedefiziten aufgezeigt. 
Insgesamt scheint jedoch die Frage der Zukunft der Demokratie in den Migrati-
onsgesellschaften entscheidend damit verknüpft zu sein, inwieweit es gelingt, Mi-
grantinnen und Migranten und Minderheiten die gleichberechtigte politische und 
soziale Teilhabe an der Gesellschaft zu ermöglichen.
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